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Vorwort 

Diese Schrift liefert einen Beitrag zur Abgrenzung des öffentlichen 
vom privaten Recht, indem sie den übergang von Steuerforderungen 
auf Privatpersonen (§§ 426 Abs. 2, 774 BGB) und damit einen Ausschnitt 
aus dem Problemkreis "Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen 
Privatpersonen" behandelt. Mit dieser Thematik reicht sie weit in das 
allgemeine Verwaltungsrecht hinein und geht über das Steuerrecht im 
engeren Sinne hinaus. Darüber hinaus behandelt sie spezifisch prozeß-
rechtliche Probleme, indem sie sich mit Fragen der Beiladung, der 
Rechtskraft- und Bindungswirkung sowie mit solchen des Konkurs-
rechts auseinandersetzt. 

Diese - für die Drucklegung erneut durchgesehene und überarbei-
tete - Schrift war Gegenstand meines Promotionsverfahrens, das ich 
Mitte 1979 am Fachbereich Rechtswissenschaft I der Universität Ham-
burg erfolgreich abschloß. Für die vielfache Förderung meiner Arbeit 
danke ich Herrn Professor Dr. Karl August Bettermann, an dessen 
Lehrstuhl ich fast drei Jahre lang (1976 -1979) die Aufgaben eines 
Wissenschaftlichen Assistenten wahrnahm. 

Rechtsprechung und Schrifttum wurden, soweit sie bis zum Ende des 
Jahres 1978 veröffentlicht waren, vollständig und, soweit dies erst im 
Jahre 1979 erfolgte, teilweise berücksichtigt. 

Hamburg, im Juni 1980 
Thomas Clemens 
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überblick 

"Steuerprozesse zwischen Privatpersonen" - eine überraschend an-
mutende Konstellation. 

Eine solche Rechtsfigur entsteht, wenn eine Steuerforderung vom 
Steuerfiskus auf eine Privatperson übergeht. Ein solcher übergang 
ergibt sich beispielsweise, wenn die Steuerforderung des Fiskus durch 
einen Steuerbürgen oder durch einen von mehreren Gesamtschuldnern 
(z. B. einen der nach § 128 HGB gesamtschuldnerisch haftenden Gesell-
schafter einer offenen Handelsgesellschaft) erfüllt wird (§§ 774 Abs.l 
Satz 1, 426 Abs.2 Satz 1 BGB). 

I. 

Der Obergang von Steuerforderungen auf Privatpersonen ist möglich 
(§ 1): Die Vorschriften über den Forderungsübergang sind nämlich auch 
auf öffentlich-rechtliche Forderungen anzuwenden (A). Die hoheitliche 
Einziehungsgewalt geht allerdings nicht mit über (B). Öffentlich-recht-
liche Forderungen sind nicht etwa wegen "höchstpersönlichen Charak-
ters" vom Forderungsübergang ausgeschlossen (C). 

Da durch den Übergang der Forderungen ihr Inhalt nicht verändert 
wird (§ 2), bleibt im Falle ihres überganges vom Steuerfiskus auf eine 
Privatperson ihr öffentlich-rechtlicher Charakter erhalten - mit der 
Folge, daß eine Privatperson eine öffentlich-rechtliche Steuerforderung 
gegen eine andere Privatperson in Händen hält, die im Wege eines 
Steuerprozesses zwischen Privatpersonen (entweder Finanz- oder Ver-
waltungsrechtsweg!) auszufechten ist (A + D I). Die herrschende Mei-
nung, nach der eine öffentlich-rechtliche Forderung durch den Über-
gang auf eine Privatperson zu einer privatrechtlichen wird, ist ab-
zulehnen (B). Die auf die Privatperson übergegangene Forderung ist 
auch dann weiterhin als öffentlich-rechtlich zu qualifizieren, wenn 
(neben ihr) ein privatrechtlicher Regreßanspruch besteht, z. B. ein An-
spruch aus einem Vertrag zwischen Bürge und Hauptschuldner (C), mit 
der Folge, daß sich durch das Nebeneinander von öffentlich-rechtlichem 
Zessionsregreß und privatrechtlichem Kausalregreß eine Rechtsweg-
spaltung (D 11) dergestalt ergibt, daß der Kläger die Wahl zwischen 
Steuerprozeß und Zivilprozeß hat. 

Im Steuerprozeß sind die Verfahrensvorschriften (§ 3) der FGO bzw. 
VwGO, nicht die der ZPO anzuwenden (A). Es gibt aber keine An-



16 Überblick 

fechtungs- und VerpfIichtungsklage und kein Einspruchs- oder Wider-
spruchsverfahren zwischen Privatpersonen (B). 

11. 

Der richtige Gegner für Einspruch/Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen den Steuerbescheid ist auch nach dem Forderungsüber-
gang die Steuerbehörde; denn für die Steuerfestsetzung bleibt sie zu-
ständig, nur die Forderung geht über. Der Forderungsübergang be-
wirkt also keinen Vbergang der verfahrensrechtlichen Position, es er-
gibt sich mithin eine Spaltung von verfahrensrechtlicher und materiell-
rechtlicher Position (§ 4). 

Beiladungsregelungen (§ 5) gibt es für das gerichtliche Verfahren in 
§§ 60 FGO, 65, 66 VwGO sowie für das AO-Einspruchsverfahren in 
§ 360 AO (A). Die Beiladung des Steuerbürgen ist nicht notwendig, aber 
immerhin möglich als sog. einfache Beiladung (B). Die Wirkung der Bei-
ladung besteht darin, daß bestandskräftige Entscheidungen auch den 
Beigeladenen binden (C). 

Ob eine Beiladung erfolgte, ist bedeutsam für den Umfang, in dem 
die Entscheidung im Steuerfestsetzungs-(Rechtsmittel-)verfahren auf 
das Verhältnis Gläubiger-Bürge wirkt (§ 6): Die Aufhebung des Steuer-
bescheides wirkt auch ohne Beiladung im Verhältnis Gläubiger-Bürge 
(A); wird der Steuerbescheid bestandskräftig bestätigt (B), so erzeugt 
das nur dann eine Bindung im Verhältnis Gläubiger-Bürge, wenn der 
Bürge beigeladen war (I) oder die Bürgschaft erst nach Bestandskraft 
des Steuerbescheides übernommen hatte (Il). 

Für die Wirkung des Verhältnisses Gläubiger-Bürge auf das Ver-
hältnis Bürge-Hauptschuldner (§ 7) ist die Möglichkeit der Streitver-
kündung zu bedenken: Diese schafft dem Bürgen für den Fall seines 
Unterliegens gegen den Gläubiger die Gewähr, daß er gegen den 
Hauptschuldner erfolgreich Regreß nehmen kann. 

Die Wirkung der Entscheidung im Steuerfestsetzungs-(Rechtsmittel-) 
verfahren auf das Verhältnis Bürge Hauptschuldner (§ 8) ist verschie-
den, je nachdem, ob der Bürge vor oder nach dem bestands- bzw. 
rechtskräftigen Abschluß des Steuerfestsetzungs-(Rechtsmittel-)verfah-
rens zahlt: Zahlt er erst nachher (A), so ist eine Bindungswirkung 
gegeben; wenn sie aber nur auf dem Rechtsnachfolgeprinzip beruht und 
nicht (auch) auf der Beiladung des Bürgen, erfaßt sie nur den steuer-
rechtlichen, nicht auch den privatrechtlichen Regreß des Bürgen gegen 
den Hauptschuldner (A Il). So kann der steuerrechtliche Regreß z. B. 
infolge eines bestandskräftigen Steuerbescheids günstiger als der pri-
vatrechtliche Regreß sein (A IIl). - Zahlt der Bürge vor dem Abschluß 
des Steuerfestsetzungs-(Rechtsmittel-)verfahrens, so kann die (spätere) 
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verfahrens abschließende Entscheidung (weder aufgrund des Rechts-
nachfolgeprinzips noch aufgrund der §§ 325, 265 ZPO, sondern) nur 
durch die Beiladung des Bürgen für dessen Regreß gegen den Haupt-
schuldner maßgeblich sein (B I - IV). 

m. 

Der praktisch wichtigste Fall, in dem der Zessionsregreß günstiger 
als der Kausalregreß ist, ergibt sich im Konkurs des Hauptschuldners 
(§ 9): Das Konkursvorrecht des § 61 Abs.l Nr.2 KO haftet der Steuer-
forderung auch an, wenn diese auf den zahlenden Bürgen (Gesamt-
schuldner) übergegangen ist (A). Der Vorrechtsstreit ist im selben 
Rechtsweg auszufechten wie die Forderung (B); dadurch wirken sich 
meine Ausführungen über den öffentlich-rechtlichen Charakter des 
Zessionsregresses (§ 2) auf den Vorrechtsstreit aus: Im Konkurs, in dem 
es auf den (bevorrechtigten) Zessionsregreß ankommt, haben sie ihr 
wichtigstes praktisches Anwendungsfeld; hier wird sich zeigen, ob 
meine Ausführungen die bisherige Rechtsprechungspraxis zu ändern 
vermögen (§ 10 IlI). 

IV. 

Weil Bürgschaft und Gesamtschuldnerschaft hinsichtlich öffentlich-recht-
licher Forderungen ihre größte Bedeutung im Steuerrecht haben, werden 
die Probleme dieser Arbeit am Beispiel von Steuerforderungen abgehandelt, 
und zwar am Beispiel bundesrechtlich geregelter Steuern im Sinne von § 1 
Abs.l oder Abs.2 AO (z. B. Einkommensteuer, Körperschaftssteuer, Ver-
mögensteuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer, Grundsteuer, Gewerbesteuer, 
Umsatzsteuer; auch Zölle, vgl. § 3 Abs. 1 Satz 2 AO). Außer Betracht bleiben 
die landes- bzw. kommunalrechtlich geregelten Steuern (z. B. die Hunde-, 
Vergnügung-, Getränke-, Schankerlaubnissteuer) sowie die durch das Recht 
der Europäischen Gemeinschaften geregelten Abgaben. 

Gegenstand dieser Arbeit ist nur der gesetzliche übergang einer Steuer-
forderung gemäß §§ 268 Abs.3 Satz 1, 1150, 1249 Satz 2, 774 Abs. 1 Satz 1, 
1143 Abs. 1 Satz 1, 1225 Satz 1, 426 Abs. 2 Satz 1 BGB. Ausgeklammert bleibt 
ihr rechtsgeschäftlicher Übergang kraft Abtretung (§§ 398 ff. BGB); doch 
wird gelegentlich auf die gesetzliche Regelung der Abtretung (z. B. § 398 
Satz 2 BGB) Bezug genommen. 
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